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Aufhebungsvereinbarungen – 
Mittel der Wahl!

Michael Ziechnaus

In Zeiten von schwindenden Erträgen, 

der zunehmenden Digitalisierung des 

Bankgeschäftes sowie eines anspruchs-

vollen Wettbewerbsumfeldes bewerten 

Kreditinstitute ihre Personalkosten zu-

nehmend kritisch. Der Abschluss von Auf-

hebungsvereinbarungen war bereits in 

der Vergangenheit Mittel der Wahl, 

wenn es um die „stille“ Reduzierung von 

Mitarbeiterkapazitäten ging. Scheuen 

doch viele Arbeitgeber infolge des stren-

gen [allgemeinen (KSchG) und besonde-

ren (zum Beispiel BBiG)] Kündigungs-

schutzes von Arbeitnehmern zu Recht 

den Ausspruch von Kündigungen. 

In kollektivarbeitsrechtlicher Hinsicht ist 

diese Form der Beendigung von Arbeits-

verhältnissen leicht umzusetzen. So ist 

nach dem Betriebsverfassungsgesetz der 

Betriebsrat vor Abschluss einer Aufhe-

bungsvereinbarung mit einem Arbeit-

nehmer weder anzuhören noch bedarf er 

seiner Zustimmung. Im Übrigen sehen 

nur vereinzelt kollektivarbeitsrechtliche 

Regelungen, so zum Beispiel das Landes-

personalvertretungsgesetz in Nordrhein-

Westfalen, vor, dass der Abschluss einer 

Aufhebungsvereinbarung der Zustim-

mung der Mitarbeitervertretung, hier 

des Personalrates, bedarf. 

Auch in jüngerer Zeit waren Aufhe-

bungsvereinbarungen Gegenstand ge-

richtlicher Überprüfung. So hat das Bun-

desarbeitsgericht in einer Entscheidung 

aus dem vergangenen Jahr (BAG 7. Feb-

ruar 2019, 6 AZR 75/18) entschieden, dass 

ein Aufhebungsvertrag unwirksam sein 

kann, wenn er unter Missachtung des Ge-

botes fairen Verhandelns zustande ge-

kommen ist. 

In dem zugrunde liegenden Fall war die 

Klägerin bei der Beklagten als Reini-

gungskraft beschäftigt. Sie schloss in ihrer 

Wohnung mit dem Lebensgefährten der 

Beklagten einen Aufhebungsvertrag, der 

die sofortige Beendigung des Arbeitsver-

hältnisses ohne Zahlung einer Abfindung 

vorsieht. Anlass und Ablauf der Vertrags-

verhandlungen sind umstritten. Nach An-

gabe der Klägerin war sie am Tag des 

 Vertragsschlusses erkrankt. Das Bundesar-

beitsgericht bestätigt, dass das Gebot des 

fairen Verhandelns eine arbeitsvertrag-

liche Nebenpflicht ist. Es wird dann ver-

letzt, wenn eine Seite eine psychische 

Drucksituation schafft, die eine freie und 

überlegte Entscheidung des Vertragspart-

ners über den Abschluss eines Aufhe-

bungsvertrages erheblich erschwert. 

Dies könnte hier, so das Gericht, insbe-

sondere dann der Fall sein, wenn zum 

Beispiel eine krankheitsbedingte Schwä-

che der Klägerin bewusst ausgenutzt 

worden wäre. Der unfair behandelte Ver-

tragspartner ist dann so zu stellen, als 

hätte er den Vertrag nicht geschlossen. 

Dies führte zum Fortbestand des Arbeits-

verhältnisses. Das Bundesarbeitsgericht 

verwies den Rechtsstreit wieder zurück 

an das Landesarbeitsgericht, das vor dem 

Hintergrund dieser Aussagen über die 

Wirksamkeit des Aufhebungsvertrages 

erneut zu befinden haben wird. 

Das Bundesarbeitsgericht spricht im Hin-

blick auf Verhandlungen über den Ab-

schluss einer Aufhebungsvereinbarung 

von dem Gebot eines Mindestmaßes an 

Fairness im Vorfeld des Vertragsschlusses. 

Allein der Umstand, dass der eine Auflö-

sungsvereinbarung initiierende Arbeitge-

ber dem Arbeitnehmer weder eine Be-

denkzeit noch ein Rücktritts- oder 

Widerrufsrecht eingeräumt hat, führt per 

se noch nicht zu einer zu missbilligenden 

Einschränkung der Entscheidungsfreiheit. 

Eine Verhandlungssituation, so das Bun-

desarbeitsgericht, ist erst dann als unfair 

zu bewerten, wenn eine psychische 

Drucksituation geschaffen oder ausge-

nutzt wird, die eine freie und überlegte 

Entscheidung des Vertragspartners er-

heblich erschwert oder gar unmöglich 

macht. „Dies kann durch die Schaffung 

besonders unangenehmer Rahmenbedin-

gungen, die erheblich ablenken oder so-

gar den Fluchtinstinkt wecken, gesche-

hen“, so das Bundesarbeitsgericht. Die 

Nutzung eines Überraschungsmomentes 

kann ebenfalls die Entscheidungsfreiheit 

des Vertragspartners beeinträchtigen. 

Zwei Beispiele aus der 
Rechtsprechung

Wenige Monate nach dem Bundesarbeits-

gericht hat sich auch das Landesarbeits-

gericht Mecklenburg-Vorpommern (Urteil 

vom 19. Mai 2020, 5 Sa 173/19) mit der 

„In Zeiten von schwindenden Erträgen bewerten  

Kreditinstitute ihre Personalkosten zunehmend kritisch.“
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Wirksamkeit von Aufhebungsvereinba-

rungen auseinandergesetzt. In dem ent-

schiedenen Fall hat das Land Mecklen-

burg-Vorpommern mit dem Kläger, einem 

Lehrer, im Rahmen eines zirka 10- bis 

15- minü tigen persönlichen Gespräches mit 

dem Justiziar des Schulamtes eine Verein-

barung über die Aufhebung des Arbeits-

verhältnisses geschlossen, nachdem tags 

zuvor die Schulleiterin ihm überraschend 

mitgeteilt hatte, dass „es so an der Schule 

nicht gehe“. Der Kläger meldete sich dar-

aufhin krank. Das beklagte Land hatte 

mit dem Kläger im Rahmen eines unbe-

fristeten Arbeitsvertrages eine unzulässi-

ge Probezeit vereinbart. 

Wenige Tage nach Abschluss des Auf-

hebungsvertrages hat der Kläger ihn an-

gefochten. Seine Klage hatte auch  

beim Landesarbeitsgericht Mecklenburg-

Vorpommern Erfolg: „Der Aufhebungs-

vertrag zwischen den Parteien vom  

26. Oktober 2018 ist unter Verletzung 

des Gebots fairen Verhandelns zustande 

gekommen. Das beklagte Land hat beim 

Kläger eine psychische Drucksituation ge-

schaffen und diese ausgenutzt, um den 

Aufhebungsvertrag zu schließen. … Der 

Kläger verfügt nicht über die methodi-

schen und didaktischen Kenntnisse für 

den Unterricht an dieser Schulform, wie 

die Schulleiterin schon nach kurzer Zeit 

feststellte. … Diese Situation hat das 

Schulamt ausgenutzt, um das Arbeitsver-

hältnis mit dem zu diesem Zeitpunkt ar-

beitsunfähigen Kläger durch Aufhe-

bungsvertrag zu beenden. Der Kläger 

war nach Aussage des die Verhandlun-

gen führenden Justiziars ,völlig verzwei-

felt’ und ,mit seinen Nerven am Ende’. 

Der Justiziar wusste aufgrund eines Tele-

fonats mit der Schulleiterin, dass der Klä-

ger den Unterricht abgebrochen und be-

reits die Schulschlüssel abgegeben hatte. 

Der Kläger hatte aufgrund der Kürze des 

Gesprächs gar keine Gelegenheit, sich zu 

beruhigen und einen klaren Gedanken 

zu fassen. Es wurde weder über die Ursa-

chen der Verzweiflung gesprochen noch 

alternative Einsatzmöglichkeiten oder 

anderweitige Hilfestellungen erörtert. 

Der Kläger war angesichts seines aufge-

lösten Zustandes erkennbar nicht in der 

Lage, seine Interessen wahrzunehmen 

und eine freie und überlegte Entschei-

dung zu treffen.“

Auch wenn die Umstände des Falls hier 

„einzigartig“ waren, so dokumentiert 

das Urteil, was das Landesarbeitsgericht 

unter dem vom Bundesarbeitsgericht 

postulierten „Gebot fairen Verhandelns“ 

versteht.

Beide Urteile, auch wenn die ihnen zu-

grunde liegenden Fälle sehr unterschied-

lich waren, werden gut beratene Arbeit-

geber zum Anlass nehmen, ihren 

Arbeitnehmern im Vorfeld eines Ab-

schlusses einer Aufhebungsvereinbarung 

genügend Bedenkzeit einzuräumen. Ge-

ben sie doch den Arbeitnehmern vor al-

lem die Möglichkeit, anwaltlichen Rat 

einzuholen. Etwaig dem Arbeitgeber an-

zulastende, aus Sicht eines Arbeitneh-

mers außergewöhnliche, Rahmenbedin-

gungen können unter rechtlichen 

Gesichtspunkten ihre Bedeutung verlie-

ren, wenn dem Arbeitnehmer eine den 

Umständen nach angemessene Bedenk-

zeit gewährt wurde. Es wird sich in sol-

chen Fällen zumindest anbieten, in der 

Präambel zu einer Aufhebungsvereinba-

rung den Sachverhalt zu schildern, aus 

dem sich die gewährte Bedenkzeit ein-

deutig ergibt. 

Formale Anforderungen  
an einen Aufhebungsvertrag

In Ansehung der Regelungen in §§ 623, 

126 BGB muss die Aufhebungsvereinba-

rung in einer Urkunde enthalten sein. Be-

steht die Urkunde aus mehreren Blättern, 

muss deren Zusammengehörigkeit er-

kennbar gemacht werden. Dazu ist eine 

körperliche Verbindung, wenn auch nicht 

erforderlich, so doch sinnvoll. In jedem 

Falle muss sich die Einheit der Urkunde 

aus der fortlaufenden Paginierung, der 

fortlaufenden Nummerierung der Vor-

schriften, einer einheitlichen grafischen 

Gestaltung, einem inhaltlichen Zusam-

menhang oder vergleichbarer Merkmale 

zweifelsfrei ergeben. 

In der Praxis wird es sich (darüber hinaus) 

empfehlen, jedes Blatt von den Parteien 

parafieren zu lassen. Sogenannte Fußzei-

Michael Ziechnaus

Rechtsanwalt, ZIECHNAUS Rechtsanwälte,  
Erfurt

Das Thema Reduzierung der Personalkosten ist 
für Banken in Zeiten von Nullzinsen und erodie-
render Erträge ein zunehmend bedeutsames 
Thema. Doch Kündigungen sind aufgrund des 
ausgeprägten Kündigungsschutzes in Deutsch-
land teuer, schwierig und langwierig. Ein alter-
natives Mittel zum Mitarbeiterabbau sieht der 
Autor in Aufhebungsverträgen. Allerdings sind 
die formalen und inhaltlichen Anforderungen 
an solche Vereinbarungen nicht zu unterschät-
zen. So sei unbedingt darauf zu achten, den 
betroffenen Mitarbeitern vor Abschluss eines 
solchen Aufhebungsvertrages eine ausreichen-
de Bedenkzeit zu gewähren und keine Druck-
situationen aufzubauen. Im weiteren Verlauf 
geht der Autor mittels einer Checkliste auf die 
üblichen Inhalte einer Aufhebungsvereinba-
rung ein und erläutert die zwischenzeitlich gel-
tenden Anforderungen der Institutsvergü-
tungsverordnung an die Zahlung von Abfin-
dungen. (Red.)

„Eine Verhandlungssituation ist als unfair zu bewerten,  

wenn eine psychische Drucksituation geschaffen wird.“
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len auf allen Blättern runden den profes-

sionellen Eindruck eines solchen Ver-

tragswerkes ab. 

Vom Arbeitgeber vorformulierte Aufhe-

bungsvereinbarungen unterliegen der 

AGB-Kontrolle nach den §§ 305 ff. BGB. 

Gemäß § 310 Abs. 3 Nr. 2 BGB findet eine 

Inhaltskontrolle nach § 307 BGB auf vor-

formulierte Vertragsbedingungen gegen-

über Arbeitnehmern auch dann Anwen-

dung, wenn diese nur zur einmaligen 

Verwendung bestimmt sind und der Ar-

beitnehmer aufgrund der Vorformu-

lierung auf ihren Inhalt keinen Einfluss 

nehmen konnte. Nur individuell ausge-

handelte Aufhebungsvereinbarungen 

unterliegen nicht dem AGB-Recht. Um 

ausgehandelte Vereinbarungen handelt 

es sich nur dann, wenn der Arbeitgeber 

den Vertrag inhaltlich ernsthaft zur Dis-

position stellt und der Arbeitnehmer 

auch die tatsächliche Möglichkeit einer 

Beeinflussung erhält. 

Eine Check-Liste

Nicht einer Inhaltskontrolle unterliegen die 

in der Aufhebungsvereinbarung formu-

lierten Hauptleistungspflichten. Zu diesen 

zählen zum Beispiel Höhe der Abfindung 

und Restlaufzeit des Arbeitsvertrages. 

Abfindungen sind nach § 5 Abs. 6 S. 1 In-

stitutsvergütungsversordnung (Instituts-

VergV) variable Vergütungen im Sinne 

des KWG beziehungsweise der Instituts-

vergütungsverordnung. Nach § 5 Abs. 6 

S. 2 InstitutsVergV hat das Kreditinstitut 

in Bezug auf die Zusage von Abfindun-

gen Grundsätze festzulegen, in denen 

insbesondere ein Höchstbetrag oder die 

Kriterien für die Bestimmung der Abfin-

dungsverträge zu regeln sind. Darüber 

hinaus sind die Abfindungen im Einklang 

mit einem vom Kreditinstitut zu erstel-

lenden Rahmenkonzept im Sinne von § 

11 Abs. 1 Nr. 3 InstitutsVergV zu gewäh-

ren. Abfindungen, die im Fall einer ein-

vernehmlichen Vertragsbeendigung ei-

nen Betrag nicht überschreiten, der 

anhand einer vorher in den Grundsätzen 

gemäß S. 2 festgelegten allgemeinen 

Formel berechnet wurde, werden nicht 

mitgerechnet, wenn es um das Verhältnis 

zwischen fixen und variablen Vergütun-

gen nach § 25a Abs. 5 KWG geht.

Üblicherweise finden sich in Aufhebungs-

vereinbarungen mit Arbeitnehmern die 

nachfolgenden Regelungen: 

1.   Zeitpunkt der Beendigung des  

Arbeitsverhältnisses 

2.   (regelmäßig) Zahlung einer  

Abfindung

3.   Freistellung des Arbeitnehmers von 

der Verpflichtung zur Arbeitsleistung

4.   Herausgabe des Dienstwagens  

beziehungsweise Regelung über 

seine weitere Nutzung

5.  Urlaub

6.    Geschäftsgeheimnisse (unter Berück-

sichtigung des neuen Geschäfts-

geheimnisgesetzes)

7.   Regelung über die betriebliche  

Altersversorgung

8.  Zeugnis

9.   Herausgabe der Unterlagen  

und Gegenstände

10.  Ausschluss eines Zurückbehaltungs-

rechts

11.  Arbeitsbescheinigung i. S. v. § 312 

Abs. 1 SGB III

12.  Geheimhaltungsklausel

13.  Belehrung über die sozialversiche-

rungsrechtlichen Nachteile einer 

Aufhebungsvereinbarung

14.  Hinweis nach § 38 SGB III

15.  Erledigungs- beziehungsweise  

Abgeltungsklausel

16.  Salvatorische Klausel

Regelungen von 
Aufhebungsvereinbarungen

Wahrung von Geschäftsgeheimnissen: Ge-

schäftsgeheimnis im Sinne des (am 26. Ap-

ril 2019 in Kraft getretenen) Geschäftsge-

heimnisgesetzes ist eine Information, die 

weder insgesamt noch in der genauen 

Anordnung und Zusammensetzung ihrer 

Bestandteile den Personen in den Krei-

sen, die üblicherweise mit dieser Art von 

Information umgehen, allgemein be-

kannt oder ohne Weiteres zugänglich ist 

und daher von wirtschaftlichem Wert ist 

und (darauf kommt es seit Inkrafttreten 

des Geschäftsgeheimnisgesetzes an) die 

Gegenstand von den Umständen nach 

angemessenen Geheimhaltungsmaßnah-

men durch ihren rechtmäßigen Inhaber 

ist und bei der ein berechtigtes Interesse 

an der Geheimhaltung besteht. 

Zu solchen Geheimhaltungsmaßnahmen 

gehört auch die sogenannte „clean desk 

policy“. Dabei geht es um mehr als um 

einen aufgeräumten Schreibtisch. Nach 

ihr wird die Rückgabe aller Geschäftsun-

terlagen durch die ausscheidenden Mit-

arbeiter überwacht und darüber hinaus 

schriftlich dokumentiert. Eine Verpflich-

tung in Aufhebungsvereinbarungen, nach-

vertraglich bestimmte, näher zu bezeich-

nender, Geschäftsgeheimnisse zu wahren, 

Mustertext: § … Loyalitätsklausel

Die Bank und der Mitarbeiter sichern einander über den Beendigungstermin 

des Arbeitsvertrages hinaus gegenseitige Loyalität zu. Sie werden alle Handlun-

gen und Äußerungen unterlassen, die für das Ansehen des anderen Vertrags-

partners abträglich sein könnten und nicht in Wahrnehmung berechtigter Inte-

ressen oder zur Erfüllung gesetzlicher Pflichten erfolgen.

Die Parteien verpflichten sich im Übrigen, bei Auskünften und Stellungnahmen 

wechselseitiges Wohlwollen und die gebotene Zurückhaltung walten zu lassen.
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wird sich spätestens seit Inkrafttreten des 

Geschäftsgeheimnisgesetzes anbieten.

Loyalitätsklausel: Zumindest in Aufhe-

bungsverträgen mit herausgehobenen 

Führungskräften wird eine sogenannte 

Loyalitätsklausel sinnvoll sein. Nach ihr 

(siehe Mustertext) verpflichten sich die 

Parteien, alle Handlungen und Äußerun-

gen zu unterlassen, die für das Ansehen 

des anderen Vertragspartners abträglich 

sein könnten und nicht in Wahrnehmung 

berechtigter Interessen oder zur Erfül-

lung gesetzlicher Pflichten erfolgen. In 

Aufhebungsverträgen mit Geschäftsfüh-

rern und Vorstandsmitgliedern ist die 

Aufnahme einer solchen Regelung ein 

Standard.

Erledigungsklausel: Erledigungs- bezie-

hungsweise Abgeltungsklauseln sind ge-

rade aus Sicht eines Arbeitgebers von er-

heblicher Bedeutung. Sucht er doch 

Auslegungsfragen und eine nachvertrag-

liche streitige Auseinandersetzung zu 

vermeiden. Von einer solchen Abgel-

tungs- und Erledigungsklausel können 

„In Aufhebungsverträgen mit herausgehobenen  

Führungskräften wird eine Loyalitätsklausel sinnvoll sein.“

nicht Ansprüche erfasst werden, auf die 

der Arbeitnehmer nicht vertraglich ver-

zichten kann, so zum Beispiel etwaige 

Anwartschaften aus einer betrieblichen 

Altersversorgung, die Ansprüche aus ei-

nem Tarifvertrag oder einer Betriebsver-

einbarung beziehungsweise der An-

spruch auf Mindestlohn sowie der 

Zeugnisanspruch.

Zeugnis: § 109 GewO normiert für alle 

Arbeitnehmer einen Zeugnisanspruch, 

der nota bene auch im Falle einer einver-

nehmlichen Aufhebung des bestehen-

den Arbeitsverhältnisses besteht. Der 

Zeugnistext sollte – soweit dies unter 

zeitlichen Gesichtspunkten möglich ist – 

bereits zum Gegenstand der Aufhe-

bungsvereinbarung gemacht werden. 

Die häufig in Anstellungsverträgen ge-

nutzte Standardklausel, wonach der 

 Arbeitnehmer ein wohlwollendes Zeug-

nis, das sich auf Führung und Leistung 

erstreckt, erhält, führt nicht selten zu 

misslichen  Diskussionen, nachdem natur-

gemäß zwischen den beiden Vertrags-

parteien eine unterschiedliche Auffas-

sung über die  tatsächliche Leistung des 

Arbeitnehmers besteht.

Nicht zuletzt engen die bankaufsichts-

rechtlichen Anforderungen an die Zahlung 

einer Abfindung den Gestaltungsspiel-

raum der Kreditinstitute bei der Verhand-

lung von Aufhebungsvereinbarungen ein. 

Im Übrigen wird es den Kreditinstituten 

mit einigem Verhandlungsgeschick gelin-

gen, den einen oder anderen Arbeitsplatz 

abzubauen. 
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